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Stadt Tornesch • Postfach 21 42 • 25437 Tornesch 
 

An die Mitglieder der 
Ratsversammlung 
 
n a c h r i c h t l i c h 
an alle bürgerlichen Mitglieder 

Die Bürgervorsteherin 
 
 

Geschäftsstelle 
Wittstocker Str. 7 
25436 Tornesch 
 
Auskunft erteilt: Inga Ries 
Zimmer: 118  1. Obergeschoss 
Telefon: 04122-9572-10 
Fax: 04122-9572-72 
E-Mail:        inga.ries@tornesch.de 
Internet: www.tornesch.de 
 
Tornesch, den 18.06.2007 

 

Einladung 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

im Einvernehmen mit Herrn Bürgermeister Krügel lade ich Sie zu einer  
 

öffentlichen Sitzung  der Ratsversammlung der Stadt Tornesch 
 

am Dienstag, den 26.06.2007 um 19:30 Uhr, im  Sitzungssaal der Altentagesstätte, 
Pommernstr. 91, ein. 

 
Tagesordnung : 

 

TOP Betreff  Vorlage  

Öffentlicher Teil 

1 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der fristgemäßen Einladung und der Be-
schlussfähigkeit der Ratsversammlung    

 

2 Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde     

3 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 13.03.2007     

4 Anfragen von Ratsmitgliedern     

5 Bericht des Bürgermeisters II/2007    VO/07/208 

6 Neubesetzung des Schiedsamtes    VO/07/165 

7 
Planfeststellungsverfahren des Kreises Pinneberg zur K22 
Hier: Stellungnahme der Stadt Tornesch 
- Antrag der CDU-Fraktion -    

VO/07/210 

8 Umbesetzung von Ausschüssen    VO/07/202 

9 
Erlass einer 1. Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Tornesch über die Ent-
schädigung in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungssatzung)    

VO/07/002-1 

10 
Bericht und Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben im Jah-
re 2006    

VO/07/197 

11 Jahresrechnung 2006    VO/07/196 

12 
Fortsetzung der Gewährung des KiTa-Talers und freiwillige Sozialstaffel der 
Stadt Tornesch ab dem 01.08.2007    

VO/07/154 

13 
Änderung der Richtlinie der Stadt Tornesch zur Bezuschussung der Betreuung 
von Tornescher Kindern in Tagespflege    

VO/07/158-1 
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14 
Weiterfinanzierung der Schülerbegleitenden Hilfen und des Ganztagsangebots 
an der Wilhelm-Busch-Schule    

VO/07/187 

15 
Schülerbeförderung der Realschüler/innen zur Gustav-Heinemann-Schule in 
Uetersen    

VO/07/163 

16 
Übernahme der Trägerschaft des Medienzentrums des Kreises Pinneberg 
hier: Abschluss eines Trägerschaftsvertrages 
    

VO/07/185 

17 
Außenbereichssatzung ''Esinger Moor'' 
- Beschluss zur Aufhebung -    

VO/07/169 

 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 

gez. Heide-Marie Plambeck 
       Bürgervorsteherin 
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Mitteilungsvorlage 
 
Federführend: 
Büro des Bürgermeisters 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/208 
öffentlich 
 
12.06.2007 
Roland Krügel 
Inga Ries 

Bericht des Bürgermeisters II/2007 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 

1. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 
 

Die Satzung ist in Kraft getreten. 
 

2. Zweiter Nachtrag zum öffentlich-rechtlichen Vertr ag über die Übertragung von 
Aufgaben und Zuständigkeiten zwischen der Stadt Uete rsen und der Stadt Tor-
nesch vom 10.05.2006 

 
Auch dieser Vertrag ist in Kraft getreten. 

 
3. B-Plan 67, 1. Änderung „Klaus-Groth-Straße“ 

-Abwägung zur eingeschränkten Auslegung, Satzungsbesc hluss – 
 
  Der Satzungsbeschluss wurde gefasst.  
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für zentrale Verwaltung und Finanzen 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/165 
öffentlich 
 
10.04.2007 
Roland Krügel 
Sven Reinhold 

Neubesetzung des Schiedsamtes 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

07.05.2007 Hauptausschuss 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Der Schiedsmann der Stadt Tornesch, Herr Jürgen Wagner, ist aus familiären Gründen von 
seinem Amt zurück getreten. Das Amtsgericht Elmshorn hat mit Beschluss vom 15. Februar 
2007 die Niederlegung des Amtes bestätigt und die Stadt Tornesch gebeten, für eine Neu-
wahl zu sorgen. Die Amtsgeschäfte von Herrn Wagner werden bereits seit Ende letzten Jah-
res vom stellvertretenden Schiedsmann, Herrn Werner Ulrich, geführt. 
 
Nach der Schiedsordnung für das Land Schleswig-Holstein (SchO) kann jede Person in das 
Schiedsamt berufen werden, die nach ihrer Persönlichkeit und ihren Fähigkeiten für das Amt 
geeignet ist. Gem. § 2 Abs. II SchO kann das Amt nicht bekleiden, wer 
 
a) die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 
b) unter Betreuung steht. 
 
In das Amt soll nicht berufen werden, wer 
 
a) das 30. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
b) nicht in dem Schiedsamtsbezirk wohnt, 
c) durch sonstige, nicht unter § 2 Nr. 2 SchO fallende gerichtliche Anordnungen in der Ver-

fügung über sein Vermögen beschränkt ist. 
 
Das Schiedsamt ist ein Ehrenamt, Reise- und Fortbildungskosten sowie notwendige Materia-
lien werden allerdings von der Stadt Tornesch erstattet. 
 
Es ist üblich, dass bei einem Ausscheiden des Schiedsmannes des bisherige Stellvertreter 
zum neuen Schiedsmann gewählt wird, da dieser in aller Regel bereits Schiedsverfahren 
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durchgeführt und auch eine größere Zahl an Fortbildungsseminaren besucht hat. Dies ist bei 
Herrn Ulrich der Fall; er hat sich zudem bereit erklärt, das Amt des Schiedsmannes zu über-
nehmen, sollte er gewählt werden. 
 
Die Stadt Tornesch ist im März 2007 an die Öffentlichkeit getreten und hat interessierte Bür-
ger gebeten, sich für das Schiedsamt zur Verfügung zu stellen. Daraufhin sind vier Bewer-
bungen eingegangen, die sich am 07.05.2007 den Mitgliedern des Hauptausschusses vor-
gestellt haben. Das Votum des Hauptausschusses entfiel auf die Bewerberin Frau Renate 
Arlt.  Ein Argument für Frau Arlt, neben ihren langjährigen kommunalen Erfahrungen, war, 
dass das Schiedsamt mit beiden Geschlechtern besetzt sein sollte.  
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen 
 
Der Haushaltsansatz für Fortbildung der Schiedsleute beträgt 700,00 Euro. 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
1. Herr Werner Ulrich wird für die Dauer von fünf Jahren zum neuen Schiedsmann für den 

Bezirk der Stadt Tornesch gewählt. 
2. Frau Renate Arlt wird für die Dauer von fünf Jahren zur neuen stellvertretenden Schieds-

frau für den Bezirk der Stadt Tornesch gewählt.  
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Fraktionsantrag 
 
Federführend: 
Büro des Bürgermeisters 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/210 
öffentlich 
 
15.06.2007 
Joachim Reetz 
Inga Ries 

Planfeststellungsverfahren des Kreises Pinneberg zur K22 
Hier: Stellungnahme der Stadt Tornesch 
- Antrag der CDU-Fraktion - 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
 
Begründung: 
 
Bereits in den Jahren 1984,1987,1988,1990 und 1993 wurde das Thema intensiv in der da-
maligen Gemeindevertretung und im Bauausschuss  diskutiert. Alle Beschlüsse hatten die 
inhaltliche Gemeinsamkeit, dass Planung/Ausbau der K22 von Uetersen nach Tornesch an 
die Realisierung der Westumgebung Pinnebergs gekoppelt sein müssen, um die Gesamtbe-
lastung des Verkehrs in Tornesch zu reduzieren. Der alleinige Ausbau der K22 wurde hierfür 
nicht als ausreichend angesehen. An dieser Situation hat sich bis heute nichts geändert, 
insofern kann ein Ausbau der K22 für Tornesch nur dann sinnvoll sein, wenn überregionale 
Wege gefunden werden, den Verkehr umzuleiten (Westumgehung Pinneberg). 
 
 
 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung 
 
Die CDU-Fraktion schlägt folgenden Beschlussvorschlag vor: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, dem Kreis Pinneberg als Planungsbehörde und den Aus-
schuss für Wirtschaft, Regionalentwicklung und Verkehr des Kreises Pinneberg umgehend 
über die (noch immer) aktuelle Beschlusslage der Tornescher Selbstverwaltungsgremien zu 
informieren und zu fordern, dass diese in den weiteren Verkehrsplanungen des Kreises be-
rücksichtigt wird. 
 
 
 
 
Anlage/n: CDU-Antrag 
 
 



CDU Fraktion Tornesch 
Joachim Reetz 
 
 
 
Vorlage zur Sitzung der Ratsversammlung am 26.06.07 
 
Top: Planfeststellungsverfahren des Kreises Pinnebe rg zur K22 
Hier: Stellungnahme der Stadt Tornesch 
 
 
Die CDU-Fraktion schlägt folgenden Beschlussvorschlag vor: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, dem Kreis Pinneberg  als Planungsbehörde und 
den Ausschuss für Wirtschaft, Regionalentwicklung u nd Verkehr des Kreises 
Pinneberg umgehend über die (noch immer) aktuelle B eschlusslage der 
Tornescher Selbstverwaltungsgremien zu informieren u nd zu fordern, dass 
diese in den weiteren Verkehrsplanungen des Kreises  berücksichtigt wird. 
 
 
Begründung: 
 
Bereits in den Jahren 1984,1987,1988,1990 und 1993 wurde das Thema intensiv in 
der damaligen Gemeindevertretung und im Bauausschuss  diskutiert. Alle 
Beschlüsse hatten die inhaltliche Gemeinsamkeit, dass Planung/Ausbau der K22 von 
Uetersen nach Tornesch an die Realisierung der Westumgebung Pinnebergs 
gekoppelt sein müssen, um die Gesamtbelastung des Verkehrs in Tornesch zu 
reduzieren. Der alleinige Ausbau der K22 wurde hierfür nicht als ausreichend 
angesehen. An dieser Situation hat sich bis heute nichts geändert, insofern kann ein 
Ausbau der K22 für Tornesch nur dann sinnvoll sein, wenn überregionale Wege 
gefunden werden, den Verkehr umzuleiten (Westumgehung Pinneberg). 
 
 
 
15.06.2007 
gez. Joachim Reetz 
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Fraktionsantrag 
 
Federführend: 
Büro des Bürgermeisters 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/202 
öffentlich 
 
07.06.2007 
Joachim Reetz 
Inga Ries 

Umbesetzung von Ausschüssen 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Siehe anliegenden Antrag der CDZ-Fraktion. 
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen 
 
entfällt 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
1. Die Ratsversammlung wählt  RF Silke Sörensen statt RH Ernst-Ewald Heitmann zur stell-
vertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bil-
dungswesen. 
 
2. Die Ratsversammlung nimmt  nachstehende Ausschuss-/Gremienumbesetzungen vor: 
 

� Hauptausschuss  
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Ausschussmitglied: RH Wilhelm Schmidt  statt RH Ernst-Ewald Heitmann 
Stellvertreter:  RH Andreas Bannick  statt RH Wilhelm Schmidt 

 
� Bau- und Planungsausschuss  

Stellvertreter:  bgl. Mitglied Sven Rachow statt RH Ernst-Ewald Heitmann 
 

� Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bi ldungswesen  
Ausschussmitglied: bgl. Mitglied Christoph Zinger statt RH Ernst-Ewald 
Heitmann 
Stellvertreter:  RH E.-E. Heitmann  statt bgl. Mitglied Christoph Zin-
ger 

 
� Verbandsversammlung Schulverband Tornesch – Ueterse n 

Mitglied:  RF Silke Sörensen  statt RH Ernst-Ewald Heitmann 
Stellvertreter:  bgl. M. Sven Rachow  statt RF Silke Sörensen 

 
� Kindergartenbeiräte 

Stellvertreter:  bgl. M. Christoph Zinger statt RH Ernst-Ewald Heitmann. 
 

 
 
 
 
 
 
Anlage/n: CDU-Antrag 
 
 



CDU Fraktion Tornesch 
Joachim Reetz 
 
 
 
Antrag zur Sitzung der Ratsversammlung am 26.06.07 
 
Ausschussumbesetzungen  
 
 
Die CDU-Fraktion möchte folgende Umbesetzung in Ausschüssen/Gremien vornehmen: 
 
Hauptausschuss: 
als Ausschussmitglied: 
Ratsherr Wilhelm Schmidt für Ratsherren Ernst-Ewald Heitmann 
als Stellvertreter: 
Ratsherr Andreas Bannick für Ratsherren Wilhelm Schmidt 
 
Bau- und Planungsausschuss: 
als Stellvertreter: 
bgl. Mitglied Sven Rachow für Ratsherren Ernst-Ewald Heitmann 
 
Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildungswesen: 
als stellvertretende Ausschussvorsitzende: 
Ratsfrau Silke Sörensen für Ratsherren Ernst-Ewald Heitmann 
als Ausschussmitglied: 
bgl. Mitglied Christoph Zinger für Ratsherren Ernst-Ewald Heitmann 
als Stellvertreter: 
Ratsherr Ernst-Ewald Heitmann für bgl. Mitglied Christoph Zinger 
 
Verbandsversammlung Schulverband Tornesch Uetersen: 
als Mitglied: 
Ratsfrau Silke Sörensen für Ratsherren Ernst-Ewald Heitmann 
als Stellvertreter: 
bgl. Mitglied Sven Rachow für Ratsfrau Silke Sörensen 
 
Kindergartenbeiräte: 
als Stellvertreter: 
bgl. Mitglied Christoph Zinger für Ratsherren Ernst-Ewald Heitmann 
 
 
 
 
05.06.2007 
Joachim Reetz 
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Büro des Bürgermeisters 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/002-1 
öffentlich 
 
19.03.2007 
Roland Krügel 
Inga Ries 

Erlass einer 1. Nachtragssatzung zur Satzung der St adt Tornesch 
über die Entschädigung in kommunalen 
Ehrenämtern(Entschädigungssatzung) 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

 Hauptausschuss 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Mit der Vorlage VO/07/002 wurde dem Hauptausschuss mitgeteilt, dass die Landesregierung 
mit Verordnung vom 10. November 2006 die Landesverordnung über die Entschädigungs-
ordnung geändert hat.  
 
Der Hauptausschuss hat daraufhin die Verwaltung beauftragt, nach Möglichkeit Sitzungsgel-
der und Aufwandsentschädigungen nach dem Höchstbetrag der Landesverordnung festzu-
schreiben.  
 
In dem anliegenden Entwurf zur 1. Nachtragssatzung kann die Höchstbetragsregelung für 
die Bürgervorsteherin und für die Ratsmitglieder festgelegt werden.  
 
Die Landesverordnung gibt keine Höchstbeträge für stellvertretende Bürgermeister, Frakti-
onsvorsitzende, bürgerliche Mitglieder der Ausschüsse, Seniorenbeiratsmitglieder und Vor-
sitzende des Hauptausschusses vor. Deshalb wurden diese Entschädigungen an den 
Höchstsatz der Bürgervorsteherin/des Bürgervorstehers gekoppelt. 
 
Zudem hat das Gemeindeprüfungsamt darauf hingewiesen, dass für die Mitglieder des 
Hauptausschusses die Zahlung eines doppelten Sitzungsgeldes nicht möglich ist, jedoch die 
Zahlung einer anlassbezogenen Aufwandsentschädigung. § 5 der Satzung wurde entspre-
chend formuliert.  
 
In Zahlen ausgedrückt ergeben sich folgenden Änderungen: 
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§1: 
Bürgervorsteher/in   von 391 €   auf 402,00 € 
Erster Stellvertreter/in  von  78 €   auf  80,40 € 
Zweiter Stellvertreter/in von  39 €   auf  40,20 € 
 
§ 2 
Stellv. Bürgermeister  von  37,00 €   auf  40,20 € 
 
§ 3 
Fraktionsvorsitzende  von 175,00 €   auf 201,00 € 
 
§ 4 
Ratsmitglieder, Pauschale von  31,00 €   auf 32,00 € 
(Sitzungsgeld unverändert 17,00 €) 
 
§ 6 
Bürgerliche Ausschussmitglieder von 25,00 €   auf 28,14 € 
Seniorenbeiratsmitglieder  von 25,00 €  auf 28,14 € 
 
§ 7 
Ausschussvorsitzende 

- Ratsmitglieder nach wie vor 17 € 
- Bürgerliche Ausschussmitglieder von 25 € auf 28,14 € 

  
Satz zwei, Hauptausschussvorsitzende/r unverändert (34 €). 
 
 
Die Stadt Tornesch hat zwischenzeitlich die technischen Voraussetzungen dafür geschaffen, 
dass Mandatsträger ihre Sitzungsunterlagen ausschließlich über das Ratsinformationssys-
tem der Stadt Tornesch erhalten können. Hier wird aus Gründen des Anreizes vorgeschla-
gen, eine monatliche Pauschale für die Bereitstellung der Hardware, der Provider-, und der 
Druck- und Kopierkosten in Höhe von 25 €? zu zahlen. Auch diesen Passus umfasst der 1. 
Nachtrag. Eine Mandatsträgerschulung für das eingesetzte System ALLRis soll demnächst 
erfolgen. Eine entsprechende Anpassung der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung 
muss noch erfolgen.  
 
 
 
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen 
 
Moderate Anhebungen, die evtl. über den Nachtragshaushalt angepasst werden müssen. 
Zwischenzeitlich ist auch die Anzahl der bürgerlichen Ausschussmitglieder auf 20 gestiegen.  
 
Welche Auswirkungen (auch Ersparnispotenzial bei der bisherigen Zustellung) der neue § 14 
hat kann erst aufgezeigt werden, wenn die Anzahl der Teilnehmer/in feststeht.  
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Zu E: Beschlussempfehlung  
 

1. Die der Vorlage anliegende 1. Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Tornesch ü-
ber die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungssatzung) vom 
02.04.2003 wird beschlossen. 

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Satzung auszufertigen und bekannt zu ma-
chen. 

 
 
Anlage/n: Entwurf der 1. Nachtragssatzung 
 
 



1. Nachtragssatzung 
zur Satzung der Gemeinde Tornesch  

über die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungssatzung) vom 02.04.2003  

 
Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO)in der Fassung 
vom 23. Juli 1996 (GVOBl. Schl.-H., S. 529), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.12.2006 (GVOBl. S. 285) und der Landesverordnung über Entschädigungen in 
kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung) in der Fassung vom 10. No-
vember 2006 (GVOBl. S 266) wird nach Beschlussfassung durch die Ratsversamm-
lung vom                   folgende Satzung erlassen: 
 
 

Artikel I 
 

Änderung der Entschädigungssatzung 
 

Die Entschädigungssatzung wird wie folgt geändert: 
 

1. Die Überschrift der Entschädigungssatzung wird wie folgt geändert: 
 
Satzung der Stadt Tornesch über die Entschädigung in  kommunalen  
Ehrenämtern (Entschädigungssatzung) 

 
2. In § 1 erster Satz werden die Worte „in  Höhe von 391 €“ durch die Worte 

„nach dem Höchstsatz der Entschädigungsverordnung“ ersetzt. 
 

Im zweiten Satz wird der Betrag „78 €“ durch die Worte „20 v.H. der Auf-
wandsentschädigung der Bürgervorsteherin/des Bürgervorstehers“ und der 
Betrag „39 €“ durch die Worte „10 v.H. der Aufwandsentschädigung der Bür-
gervorsteherin/des Bürgervorstehers“ ersetzt. 

 
3. In § 2, zweiter Satz,  wird der Betrag „37 €“ durch die Worte „10 v.H. der Auf-

wandentschädigung der Bürgervorsteherin/des Bürgervorstehers“ ersetzt. 
 

4. In § 3, erster Satz, wird der Betrag in Höhe von „175 €“ durch die Worte „50 
v.H. der Aufwandsentschädigung der Bürgervorsteherin/des Bürgervorste-
hers“ ersetzt. 

 
5. In § 4 wird die Überschrift wie folgt geändert: 

 
Mitglieder der Ratsversammlung 
 
In Satz 1 werden die Worte „Gemeindevertreterinnen und –vertreter“ durch die 
Worte „Mitglieder der Ratsversammlung“ und das Wort „Gemeindevertretung“ 
durch das Wort „Ratsversammlung“ ersetzt. Im zweiten Satz werden die Wör-
ter „beträgt 31 €, das Sitzungsgeld 17 €“ durch die Wörter „und das Sitzungs-
geld richten sich nach dem Höchstsatz der Entschädigungsverordnung.  

 
6. § 5 erhält folgende Fassung: 
 



 - 2 - 
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Die Mitglieder des Hauptausschusses erhalten eine anlassbezogene Auf-
wandsentschädigung in Höhe eines Sitzungsgeldes gemäß § 4, Satz 2. 

 
7. In § 6, Satz 1 werden die Wörter „Gemeindevertretung“ und „Gemeinde“ durch 

die Wörter „Ratsversammlung“ und „Stadt“ ersetzt. Der Betrag „25 €“ in Satz 
eins und zwei werden durch die Wörter „7 v.H. der Aufwandsentschädigung 
der Bürgervorsteherin/des Bürgervorstehers“ ersetzt. 

 
8. § 7,Satz 1 werden die Wörter „in Höhe von 17 € als Gemeindevertreter/in bzw. 

in Höhe von 26 € als nicht der Gemeindevertretung angehörendes Aus-
schussmitglied durch die Wörter „in Höhe der Entschädigung nach § 4 als 
Ratsmitglied bzw. in Höhe der Entschädigung nach § 6 Satz 1 als nicht der 
Ratsversammlung angehörendes Ratsmitglied.  

 
In Satz 2 wird der Betrag „von 34 €“ durch die Formulierung „das zweifache 
des Betrages nach Satz 1“ ersetzt. 

 
9. Nach § 13 wird folgender neuer § 14 eingefügt: 
 

§ 14 
Ratsinformationssystem 

 
Ratsmitglieder und bürgerliche Ausschussmitglieder, die ihre Sitzungsunterlagen 
ausschließlich über das Ratsinformationssystem der Stadt Tornesch erhalten, be-
kommen zur Abgeltung ihrer Kosten für Leitung und Provider, Druck- und Kopierkos-
ten eine monatliche Pauschale in Höhe von 25 €. 
 
Der ehemalige § 14 wird § 15, der ehemalige § 15 wird § 16. 
 
 

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
 

Die erste Nachtragssatzung zur Entschädigung tritt am 01.07.2007 in Kraft. 
 
 
 
Tornesch, den 
 
 
Stadt Tornesch 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Roland Krügel 
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für zentrale Verwaltung und Finanzen 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/197 
öffentlich 
 
04.06.2007 
Joachim Reetz 
Jörg-Andreas Rechter 

Bericht und Genehmigung von über- und außerplanmäßi gen 
Ausgaben im Jahre 2006 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Gemäß § 82 GO sind über- und außerplanmäßige Ausgaben nur zulässig, wenn sie unab-
weisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Sie dürfen nur geleistet werden, wenn die 
Gemeindevertretung zugestimmt hat. In Fällen, die keinen Aufschub dulden, oder bei uner-
heblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben (Beträge gemäß § 14 der Hauptsatzung 
bis 50.000 €) kann der Bürgermeister die Zustimmung zur Leistung dieser Ausgaben ertei-
len. Der Bürgermeister muss der Ratsversammlung für diese geleisteten unerheblichen über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben einen Bericht vorlegen. 
Für die den Betrag von 50.000 € übersteigenden über- und außerplanmäßigen Ausgaben hat 
der Bürgermeister unverzüglich die Genehmigung der Ratsversammlung einzuholen. 
 
Bei den in anliegender Liste nachgewiesenen über- und außerplanmäßigen Ausgaben in 
Höhe von insgesamt  441.331,91 € für das Haushaltsjahr 2006 (Verwaltungshaushalt  
387.778,40 € und Vermögenshaushalt  53.553,51 €) handelte es sich in allen Fällen um un-
abwendbare Ausgaben, die nach der Beschlussfassung zur 1. Nachtragshaushaltssatzung 
2006 (12.10.2006) entstanden sind und durch Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben bei 
anderen Haushaltsstellen jederzeit gedeckt waren. 
Der Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung hat in seiner Sitzung am 31.5.2007 von den 
vorgenannten über- und außerplanmäßigen Ausgaben bereits Kenntnis genommen. 
 
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
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2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen  
 
entfällt 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
Über die in der Liste nachgewiesenen und im Einzelfall unter  50.000 € liegenden über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben in Höhe von insgesamt   323.967,91 € (Verwaltungshaushalt  
270.414,40 € und Vermögenshaushalt  53.553,51 €) , hat der Bürgermeister der Ratsver-
sammlung zu berichten.  
Die Ratsversammlung nimmt von den nachgewiesenen unerheblichen über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben (im Einzelfall unter 50.000 €) hiermit Kenntnis. 
 
Die überplanmäßige Ausgabe bei der Gewerbesteuerumlage in Höhe von 117.364,00 €, die 
auf eine höheres Aufkommen bei der Gewerbesteuer zurückzuführen ist,  wurde auch bereits 
am 31.5.2007 im Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung beraten und eine Genehmi-
gung durch die Ratsversammlung empfohlen.  
Mithin beschließt die Ratsversammlung die überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 
117.364,00 € nachträglich als Genehmigung.  
 
 
Anlage/n: Liste der Überschreitungen  
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für zentrale Verwaltung und Finanzen 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/196 
öffentlich 
 
04.06.2007 
Joachim Reetz 
Jörg-Andreas Rechter 

Jahresrechnung 2006 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Gemäß § 93 (2) der Gemeindeordnung ist nach Abschluss des Haushaltsjahres eine Jahres-
rechnung aufzustellen. Die Prüfung der Jahresrechnung erfolgt in Gemeinden in denen kein 
Rechnungsprüfungsamt besteht, durch einen durch die Gemeindevertretung gewählten Aus-
schuss (§ 94 Abs. 4 GO). In der Gemeinde Tornesch ist entsprechend dieser Bestimmung 
ein Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung bestellt worden, da die Einrichtung eines 
Rechnungsprüfungsamtes gemäß § 114 GO zwar möglich jedoch zur Zeit noch unwirtschaft-
lich ist. 
 
Der Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung prüft die Jahresrechnung mit allen Unterla-
gen dahingehend, ob 
 
 1. der Haushalt eingehalten ist, 
 2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig be-

gründet und belegt worden sind, 
 3. bei den Einnahmen und Ausgaben rechtmäßig verfahren worden ist, 
 4. die Vermögensrechnung einwandfrei geführt worden ist. 
 
Die Prüfung kann nach pflichtgemäßem Ermessen durch den Ausschuss beschränkt und auf 
die Vorlage einzelner Prüfungsunterlagen verzichtet werden (§ 94 Abs. 1 GO). 
 
Der Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung hat in seiner Sitzung am 31. Mai 2007 die 
vorgenannte Prüfung vorgenommen und der Ratsversammlung empfohlen, die Jahresrech-
nung für das Haushaltsjahr 2006 festzustellen. Eine Entlastungserteilung des Bürgermeisters 
sowie der Stellvertreter ist nach der geänderten GemHVO nicht mehr erforderlich. 
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Das Ergebnis der Prüfung der Jahresrechnung 2006 wurde in einer Sitzungsniederschrift 
festgehalten. Die von der Verwaltung gefertigte und gem. § 93 Abs. 1 GO vorgeschriebene 
Erläuterung zur Jahresrechnung liegt Ihnen bereits vor. 
 
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen 
 
entfällt 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
Die Ratsversammlung beschließt wie folgt: 
 
 "1. Das Ergebnis der Jahresrechnung für das HH-Jahr 2006 im Verwaltungshaushalt 

wird in Einnahme und Ausgabe auf   16.042.706,54 € (bereinigtes Soll) festgestellt.  
 

2. Das Ergebnis der Jahresrechnung für das HH-Jahr 2006 im Vermögenshaushalt 
wird in Einnahme und Ausgabe auf    1.607.456,13 € (bereinigtes Soll) festgestellt." 
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für soziale Dienste 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/154 
öffentlich 
 
22.03.2007 
Horst Lichte 
Claudia Meinert 

Fortsetzung der Gewährung des KiTa-Talers und freiw illige 
Sozialstaffel der Stadt Tornesch ab dem 01.08.2007 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

23.04.2007 Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildung 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Seit Beginn des Kindergartenjahres 2006/2007 fördert die Stadt Tornesch Tornescher Eltern, 
deren Kinder in einer Betreuungseinrichtung der Stadt Tornesch bzw. in Tagespflegestellen 
des Kreises Pinneberg betreut werden gemäß Richtlinie vom 21.06.2006. Für den Zeitraum 
vom 01.08.2006 bis einschließlich 31.12.2006 wurden von den Einrichtungsträgern für Kin-
der, die in Einrichtungen  betreut werden zwischenzeitlich Aufwendungen in Höhe von rd. 
24.400,00 € abgerechnet ( Kita-Taler: 15.150,00 € /  Freiwillige Sozialstaffel: 5.960,00 € / 
Mindestbeiträge: 2.300,00 €). Für insgesamt 13 Kinder aus der Stadt Tornesch, die im ver-
gangenen Jahr in Tagespflege  betreut wurden, betragen die Gesamtaufwendungen für den 
„Kita-Taler“ für die Monate August bis Dezember 2006 insgesamt 440,00 € . 
 
Gemäß der gültigen Richtlinie ist die Förderung zunächst auf das Kindergartenjahr 
2006/2007 befristet, sodass rechtzeitig darüber zu beraten ist, ob eine Fortsetzung ab dem 
01.08.2007 erfolgen soll bzw. eine veränderte Förderung gewünscht wird. In die Beratungen 
sollte einbezogen werden, dass die kreiseinheitlichen Elternbeiträge in Kindertagesstätten 
und kindergartenähnlichen Einrichtungen zum 01.08.2007 erneut erhöht werden sollen. 
Für die vier Kindertagesstätten der Stadt Tornesch beträgt die mögliche Mehreinnahme aus 
der vorgesehenen Gebührenanpassung der Elternbeiträge zum 01.08.2007  bei durchge-
hend regulärer Belegung aller Betreuungsplätze vom 01.08.2007 bis einschließlich 
31.07.2008  insgesamt rd. 7.000,00 €.  Da die derzeitigen Gebührensätze bereits jetzt eine 
Belastung für die Eltern darstellen, sollten die zum 01.08.2007 vorgesehenen  Gebührener-
höhungen aus Sicht der Verwaltung - auch im Hinblick auf die aktuellen bundespolitischen 
Diskussionen zur Optimierung der Kinderbetreuung - nicht an die Eltern weitergegeben wer-
den. Verwaltungsseitig wird vorgeschlagen, dass die Anhebung der Gebührensätze in Höhe 
von 1% gemäß Kreisrichtlinie zum 01.08.2007 auch für die Tornescher Kindertagesstätten 



Vorlage VO/07/154 der Stadt Tornesch                                                            
 

Seite: 2/2 

 

umgesetzt wird, damit diese bei der  Kreissozialstaffelberechnung berücksichtigt werden. 
Jedoch sollte der Kita-Taler um diesen Betrag erhöht werden. 
 
Der Fachausschuss hat der Ratsversammlung empfohlen, den Beschlussvorschlag anzu-
nehmen. 
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen 
 

� Auf Grundlage der zurzeit verfügbaren Daten werden  bei unveränderter Fortset-
zung  der „freiwilligen Sozialstaffel der Stadt Tornesch“ zurzeit jährlich Gesamtmittel 
in Höhe von  rd. 60.000,00 €  benötigt.   

� Haushaltsmittel für den Ausgleich des Erhöhungsbetrages aufgrund der Gebüh-
renanpassung  für Tornescher Kinder ab dem 01.08.2007 sind in der Haushaltspla-
nung 2007 nicht berücksichtigt. Sofern bei entsprechender Beschlusslage die ab 
01.08.2007 vorgesehene  Erhöhung der Elternbeiträge für die Betreuung von Torne-
scher Kindern  in den vier Kindertagesstätten der Stadt Tornesch nicht zulasten der 
Eltern  abgerechnet werden soll, beträgt der zusätzliche Mittelbedarf für die  Monate 
August bis Dezember 2007 voraussichtlich 3.000,00 € . 

 
Im Rahmen der Haushaltsplanung für 2007 wurden der „Kita-Taler“ und die „ freiwillige Sozi-
alstaffel“ bis Juli 2007 befristet und entsprechend für diesen Gewährungszeitraum Mittel in 
Höhe von 32.100,-- € ( einschl. „Kita-Taler“ für Tagespflegebetreuung)  zur Verfügung ge-
stellt. Bei Fortsetzung der Gewährung des „KiTa-Talers“ und freiwilliger Sozialstaffel Tor-
nesch sowie  Ausgleich des Erhöhungsbetrages gem. Gebührenanpassung ab 01.08.2007 
wären zusätzliche Mittel in Höhe von 30.900,-- € über den Nachtragshaushalt für 2007 be-
reitzustellen. Als Kostendeckung könnten Guthaben aus den Jahresrechnungen der Kinder-
tagesstätten aus dem Jahr 2006 herangezogen werden, sofern diese vorhanden sind. Bis-
lang liegen die Ergebnisse der Jahresrechnungen leider noch nicht vor.  
 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
Die Gewährung des „KiTa-Talers“ sowie freiwillige Sozialstaffel der Stadt Tornesch für die 
Betreuung von Tornescher Kindern in Tornescher Kinderbetreuungseinrichtungen wird im 
Kindergartenjahr 2007/2008  fortgesetzt.  
Zusätzlich zu dieser Förderung erfolgt zugunsten Tornescher Kinder bei Betreuung in einer 
Tornescher Kinderbetreuungseinrichtung eine Anpassung des Kita-Talers um den jeweiligen 
Erhöhungsbetrag nach Betreuungszeit zum 01.08.2007 gem. der kreiseinheitlich vorgesehe-
nen Gebührenerhöhung.  
Im Rahmen der Planungen zum Nachtragshaushalt 2007 sind die zusätzlich erforderlichen 
Haushaltsmittel entsprechend zu  berücksichtigen.   
 
 
 
Anlage/n: 
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für soziale Dienste 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/158-1 
öffentlich 
 
04.06.2007 
Horst Lichte 
Sabine Kählert 

Änderung der Richtlinie der Stadt Tornesch zur Bezu schussung der 
Betreuung von Tornescher Kindern in Tagespflege 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
Die Gewährung eines freiwilligen Zuschusses zu den Kosten für die Betreuung in Tagespfle-
ge wurde zum 01.01.2007 beschlossen. Umsetzungsschwierigkeiten machten einigen Ände-
rungen der seinerzeit erlassenen Richtlinie erforderlich. Diese wurden in der Sitzung des 
Ausschusses für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildungswesen am 23.04.2007 beraten 
und der Ratsversammlung zum Beschluss empfohlen.  
Die Richtlinie lautet nach Einarbeitung der Änderungsvorschläge wie folgt: 
 

R I C H T L I N I E 
der Stadt Tornesch 

zur freiwilligen Bezuschussung der Betreuung 
von Tornescher Kindern in Tagespflege gemäß 

 § 2 Abs. 1 Kindertagesstättengesetz 
 

 
 
I. Gemäß § 24 Abs. 2 und Abs. 3 SGB VIII/Gesetz zum qualitätsorientierten und be-

darfsgerechten Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder (Tagesbetreuungsausbauge-
setz – TAG) hält die Stadt Tornesch für Kinder im Alter von 0 bis 10 Jahren  be-
darfsgerechte Angebote in Kindertagesstätten (Krippe / Elementar / Hort) vor, die 
durch eine qualifizierte Tagespflege für Kinder ergänzt werden, sofern der Be-
darf an Betreuung das Angebot in den Kindertagesstä tten übersteigt.  

 
 Die Stadt Tornesch fördert nachrangig zu den Richtlinien der wirtschaftlichen Ju-

gendhilfe des Kreises Pinneberg die Betreuung von Kindern mit Hauptwohnsitz in 
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Tornesch durch von der Familienbildungsstätte Wedel ausgebildete und vermittelte 
Tagespflegestellen und durch Tagespflegepersonen mit Pflegeerlaubnis des Kreises 
Pinneberg, wenn die Betreuung in der Tagespflege erforderlich ist. 

 
II. Die Erforderlichkeit der Betreuung ist nachzuweisen und wird anerkannt: 
 

Bei einem angemessenen Verhältnis von Betreuungsstunden zur Arbeitszeit  
zuzüglich Wegezeit,  
 
1. bei Alleinerziehenden, die aufgrund von Erwerbstätigkeit, Schule, Studium, 

Ausbildung oder an Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit die Betreuung ih-
res Kindes nicht selbst sicherstellen können, oder  

 
2. wenn beide Sorgeberechtigten wegen Erwerbstätigkeit, Schule, Studium, 

Ausbildung oder an Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit die Betreuung 
des Kindes nicht selbst sicherstellen können und  

 
wenn die Tagespflegeperson eine gültige, von der Fachaufsich t für Kinderta-
gesstätten  des Kreises Pinneberg ausgestellte Pflegeerlaubnis  hat und nicht in 
gerader Linie mit dem Kind verwandt ist oder mit ih m in einer Haushaltsge-
meinschaft lebt.  

 
III.      
 Sofern keine  Förderung des Kreises Pinneberg nach dem Kinder- und Jugendhilfe-

gesetz und den hierzu erlassenen Richtlinien erfolgt, gewährt die Stadt Tornesch auf 
Antrag der Sorgeberechtigten einen Zuschuss in Höhe von 0,80 € pro Betreuungs-
stunde, wobei der verbleibende Elternbeitrag den für eine vergleichbare Krippen-
betreuung zu leistenden Beitrag nicht unterschreiten darf. Zudem ist eine Zu-
schussgewährung ausgeschlossen , sofern eine analoge Betreuung in Kinderta-
gesstätten angeboten werden kann. Der Zuschuss der Stadt Tornesch gehört nach 
gegenwärtigen steuerrechtlichen Bestimmungen zu den steuerfreien Leistungen, je-
doch entbindet die Förderung die Leistungsempfänger nicht von der Erklärungspflicht, 
sofern Kinderbetreuungskosten steuermindernd bei der Steuererklärung in Ansatz 
gebracht werden.  

 
 
IV. Die Tagespflegepersonen wie auch die Sorgeberechtigten unterliegen der Mitwir-

kungspflicht nach §§ 60 ff SGB I. 
 
 Die Antragsteller haben jede Änderung im Betreuungsverhältnis umgehend mitzutei-

len. 
 
 Eine unterlassene Mitwirkungspflicht kann zu einer unverzüglichen Beendigung und 

zu einer Rückforderung des Zuschusses  führen. 
 
V. Der Zuschuss wird nur auf schriftlichen Antrag gewährt. 
 
 Der Antrag ist von den Sorgeberechtigten unter Beifügung des Pflegevertrages und 

der Nachweise über die Beschäftigung zu stellen.  
 
 Die Gewährung des Zuschusses erfolgt ab dem Monat, in dem der schriftliche Antrag 

bei der Stadt Tornesch, Amt für soziale Dienste, Wittstocker Str. 7, 25436 Tornesch 
vorliegt. Nachgewiesene vor Antragstellung entstandene Betreuungskosten werden 
nicht bezuschusst.  

 
 Die Auszahlung erfolgt ab 01.01.2007 jeweils nachträglich halbjährlich nach Vorlage 

des Nachweises über die Betreuungskosten im Rahmen der bereitgestellten Haus-
haltsmittel, also erstmals ab 01.07.2007. Sollten sich zwischenzeitlich Änderungen 
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ergeben, die Einfluss auf die Förderung haben, sind die Antragsteller verpflichtet, die-
se unverzüglich schriftlich der Stadt mitzuteilen. Die zweite Auszahlung erfolgt im Ok-
tober für die Zeit vom 01.07. bis 31.12. des Jahres. Die Förderung ist zunächst auf 
das Jahr 2007 befristet. Neben dieser Förderung erhalten die Sorgeberechtigten im 
Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel auch den Kita-Taler der Stadt Tornesch, 
jedoch ausschließlich einmal pro Kind und Monat und sofern keine Förderung durch 
die wirtschaftliche Jugendhilfe des Kreises Pinneberg erfolgt.  

 
 Sollte sich ein Verstoß gegen die Richtlinien und den Mitwirkungspflichten ergeben, 

ist die Stadt berechtigt, den freiwilligen Zuschuss zurückzufordern und gegebenen-
falls auch für die Zukunft einzustellen.  

 
Tornesch, den  
(Krügel) 
Bürgermeister 
 
 
 
Zu C: Prüfungen  
 
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
Der Richtlinie der Stadt Tornesch zur Bezuschussung der Betreuung von Tornescher Kin-
dern in Tagespflege gemäß § 2 Abs. 1 Kindertagesstättengesetz wird in der vorliegenden 
Form zugestimmt. Die Förderung danach ist zunächst auf den Zeitraum vom 01.01. bis 
31.12.2007 befristet. Zur Sicherstellung der Zahlung an alle Antragsteller werden die bereit-
gestellten Haushaltsmittel um 10.000,-- € auf 12.500,-- € erhöht. Die Mehrkosten sollen 
durch Minderausgaben bei den Kindertagesstätten aus den Jahresrechnungen 2006 gedeckt 
werden. Sofern dies nicht möglich ist, soll die Deckung durch Steuermehreinnahmen oder 
Minderausgaben im Rahmen der Korrekturen bei der Erstellung des Nachtragshaushaltes für 
2007 erfolgen.  
 
 
 
 



Vorlage VO/07/187 der Stadt Tornesch                                                            
 

Seite: 1/2 

 

 

 
 
 

 
Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für soziale Dienste 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/187 
öffentlich 
 
24.05.2007 
Horst Lichte 
Ute Bräuß 

Weiterfinanzierung der Schülerbegleitenden Hilfen u nd des 
Ganztagsangebots an der Wilhelm-Busch-Schule 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

18.06.2007 Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildung 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
Die Wilhelm-Busch-Schule hat mit dem beigefügten Antrag auf die geänderten bzw. entfalle-
nen Förderprogramme des Landes reagiert. Durch vielfältige Umschichtungen scheint es 
derzeit so zu sein, dass die bei der WBS vorhandene halbe Stelle für einen Sozialpädagogen 
nicht weiter gefördert wird. Ein Antrag wird selbstverständlich trotzdem gestellt aber er hat 
wenig Aussicht auf Erfolg. Die derzeitige Stelleninhaberin ist befristet bis Ende September 
2007 eingestellt worden und sollte rechtzeitig vor Ablauf des Vertrages eine Aussage über 
die mögliche Fortsetzung der Maßnahme bekommen, da sie andernfalls kurzfristig beginnen 
muss, sich anderweitig zu bewerben. Sich bei Fortführung der schülerbegleitenden Hilfe be-
reits nach einem Jahr erneut nach einem/r anderen Stelleninhaber/in umzusehen, wäre für 
die Arbeit mit den Jugendlichen äußert nachteilig, da die Kontinuität der begonnenen Projek-
te gefährdet wäre und erneut Zeit darauf aufgewendet werden müsste, die nötige Vertrauen-
basis zu den Schülerinnen und Schülern herzustellen. 
Gleichzeitig erscheint eine Umstrukturierung des Ganztagsangebotes sinnvoll, um die auf-
zuwendenden Kosten in eine angemessene Relation zur Anzahl der dies nutzenden Schüle-
rinnen und Schüler zu setzten. 
 
Der von der Schule erarbeitete Vorschlag erscheint maßvoll und sinnhaft. Es könnten beide 
Maßnahmen mit im Wesentlichen gleichem finanziellen Aufwand seitens der Stadt auch bei 
Wegfall der Landesförderung fortgeführt werden. 
 
Zu C: Prüfungen  
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
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2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
Die Stadt Tornesch stimmt einer Verknüpfung der beiden beschriebenen Maßnahmen (SbH 
und flexibles Nachmittagsangebot) - wie im vorliegenden Antrag der Wilhelm-Busch-Schule 
dargestellt - zu und übernimmt zusätzlich zu den bisher für die schülerbegleitenden Hilfen 
und das Ganztagsangebot an der WBS bereitgestellten Mittel die zu einer Grundversorgung 
noch offenen Kosten von etwa 2200 € pro Jahr, sofern diese nicht durch andere Zuschuss-
geber getragen werden. 
 
 
Anlage/n: Antrag der Wilhelm-Busch-Schule 
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für soziale Dienste 
FD Schulverwaltung 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/163 
öffentlich 
 
05.04.2007 
Horst Lichte 
Ute Bräuß 

Schülerbeförderung der Realschüler/innen zur Gustav -Heinemann-
Schule in Uetersen 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

 Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildung 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
In ihrer Sitzung am 14.03.2006 hat die Ratsversammlung dem Wechsel des letzten Jahrgan-
ges der auslaufenden Tornescher Realschule zur Realschule Uetersen zum Schuljahr 
2007/2008 zugestimmt. Außerdem sollen den Eltern keine Mehrkosten durch die Schülerbe-
förderung entstehen.  
 
Zwischenzeitlich wurde eine Bedarfsermittlung zur Schülerbeförderung vorgelegt, die in Zu-
sammenarbeit mit der RST durch den stellv. Schulelternvertreter der RST durchgeführt wur-
de. Diese ergab, dass von z. Zt. 84 Schüler/innen der 9. Klassen 70 in den Wintermonaten 
und 63 das ganze Schuljahr zur Realschule nach Uetersen befördert werden möchten. 
 
Da bereits seit Jahren Tornescher Schüler/innen nach Uetersen zum LMG und in den letzten 
Jahren auch zur Realschule und zur Hauptschule nach Uetersen fahren, besteht bereits eine 
gute Busanbindung zu diesen Schulen. Die aktuellen Fahrpläne der Linien 61 und 67 sind 
auf die Anfangs- und Endzeiten dieser Schulen zugeschnitten (s. Anlagen) .  
Die Schüler/innen haben grundsätzlich einen Anspruch auf Erstattung der Fahrkosten gem. 
der Satzung des Kreises über die Schülerbeförderung gegen die Stadt Uetersen. Die Sat-
zung sieht vor, dass Schüler/innen, deren Schulweg mehr als 4 km beträgt, in den Winter-
monaten (Nov.- März) und - wenn er mehr als 6 km beträgt - ganzjährig die Kosten für eine 
Monatskarte erstattet bekommen (abzüglich eines Eigenanteils von 7,50 € pro Monat). Um 
die Eltern von Mehrkosten für die Schülerbeförderung freizustellen, wäre es erforderlich, 
dass die Stadt Tornesch den Eigenanteil erstattet und ggf. den Schülerinnen und Schülern, 
die keinen Anspruch auf Kostenerstattung außerhalb der Wintermonate haben, den Bus aber 
dennoch nutzen möchten, die Monatskarten in den Sommermonaten bezahlt.  
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Davon ausgehend, dass alle 63 Schüler/innen, die dies bei der o.g. Befragung so angegeben 
haben, tatsächlich ganzjährig den Bus nutzen werden, käme für diese Schüler/innen eine Abo-
Karte von 26,20 €/Monat in Frage (entspricht 288 € pro Jahr x 63 = 18.144 €).  
Im Rahmen der regulären Schülerbeförderung hat hiervon die Stadt Uetersen rd. 5.600 € (63 
Schüler/innen x 5 Monate x 17,67 € Diffenz zum vollen Kartenpreis) zu tragen. Diese Summe ist 
von den rd. 18.200 € abzuziehen. Es verbleiben Kosten von 12.700 €. 
Für die 7 Schüler/innen, die lediglich in den Wintermonaten fahren möchten, kommen noch 
einmal 262,50 € hinzu (7 Schüler/innen x 5 Monate x 7,50 € Eigenanteil).  
Es könnten also Kosten von insgesamt rd. 13.000 € für Schülerbeförderung entstehen. Ob tat-
sächlich alle Schüler/innen dieses Angebot nutzen, kann derzeit nicht vorausgesagt werden. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass es nicht realistisch wäre anzunehmen, dass 15- bis 16-jährige 
Schüler/innen für solche Entfernungen regelmäßig den Bus nutzen. 
 
Der Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildungswesen hat die Vorlage unver-
ändert beschlossen. 
 
Zu C: Prüfungen  
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen 
 
Siehe oben 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
Die Fahrkosten, die von der Stadt Uetersen nicht übernommen werden, werden den Erzie-
hungsberechtigten bis zu 100 % erstattet.  
 
 
Anlage/n: 
Linienfahrpläne 61 und 67 
Stundenplan Gustav-Heinemann-Realschule 
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Beschlussvorlage 
 
Federführend: 
Amt für soziale Dienste 
FD Kultur 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/185 
öffentlich 
 
23.05.2007 
Horst Lichte 
Ute Bräuß 

Übernahme der Trägerschaft des Medienzentrums des K reises 
Pinneberg 
hier: Abschluss eines Trägerschaftsvertrages 
 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

11.06.2007 Hauptausschuss 
18.06.2007 Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales, Kultur und Bildung 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
Der Kreis Pinneberg hat im Januar 2007 den Städten, Ämtern und amtsfreien Gemeinden als 
Schul- bzw. Büchereiträger mitgeteilt, dass eine Fortführung des Medienzentrums in anderer 
Trägerschaft zum 01.07.2007 geprüft werden soll und darum gebeten, eine Aussage dazu zu 
treffen, ob und zu welchen Konditionen Interesse an der Fortführung des Medienzentrums 
bestünden. Die Stadt Tornesch hat grundsätzliches Interesse bekundet und sich einen Ein-
druck von der Menge und der Qualität der Medien verschafft. 
Der Leiter unserer Bücherei, Herr Harbeck, hat die Übernahme des Materials in die Räume 
der Stadtbücherei Tornesch befürwortet, zumal dies durchaus eine Erweiterung des ohnehin 
angestrebten Konzepts der Bücherei darstellt, zunächst der Klaus-Groth-Schule, mindestens 
aber mittelfristig auch anderen Schulen umfangreiches Unterrichtsmaterial zu Verfügung 
stellen zu können. Da die Stadt Tornesch zentral im Kreis angesiedelt ist, bietet sich unsere 
Bücherei geradezu als neuer Standort für das Medienzentrum an. Dies käme wiederum auch 
der Bücherei zugute, da sich der Nutzerkreis durch die Schulen und Vereine aus dem ge-
samten Kreisgebiet merklich erhöhen wird.  
 
Die geforderten Öffnungszeiten werden durch die bereits jetzt bestehenden Ausleihzeiten 
deutlich überschritten. Ein weiterer Raumbedarf wird während der Laufzeit des Vertrages 
(bis 31.12.2009) nicht gesehen, da die Schulbuchverwaltung dann voraussichtlich noch nicht 
ihre volle Kapazitätsauslastung erfahren hat und somit die dafür vorgesehene Räumlichkeit 
im Keller die Medien des Medienzentrums aufnehmen könnten. 
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Die vom Kreis bereitgestellten 20.000 € p. a. werden für Medien- und Personalkosten als 
auskömmlich erachtet. 
 
Der Ausschus für Schule, Kultur und Sport des Kreises Pinneberg hat in seiner Sitzung am 
03.05.07 beschlossen, der Stadt Tornesch die Übernahme des Medienzentrums anzubieten.  
 
Der Entwurf des Vertrages zur Übernahme der Tägerschaft für das Medienzentrum des Krei-
ses Pinneberg ist in der Anlage beigefügt. 
 
In Anbetracht der Kürze der Zeit bis zum Umzug, der bereits in der 24. KW erfolgen muss, 
wurde dieser Sachverhalt dem Hauptausschuss der Stadt Tornesch vorab mit der Bitte um 
Abgabe eines Votums vorgelegt. Die Beschlussempfehlung erfolgt im zuständigenFachaus-
schuss. 
 
Zu C: Prüfungen  
1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
Die Übernahme der Tägerschaft für das Medienzentrum des Kreises Pinneberg wird zu den 
im vorliegenden Vertragsentwurf spezifizierten Konditionen beschlossen. 
 
 
 
Anlage/n: 
Vertrag 
 



Vertrag  
 

 

 

Zwischen 
 
dem Kreis Pinneberg, vertreten durch den Landrat, 
- im Folgenden „Kreis“ genannt – 
 
und 
 
der Stadt Tornesch, vertreten durch den Bürgermeister, 
 
wird folgender Vertrag geschlossen: 

 
 
 
 
 
 

§ 1 
 

Übernahme der Trägerschaft für das Medienzentrum de s Kreises 
Pinneberg  

 
Die Stadt Tornesch übernimmt die Trägerschaft für das Medienzentrum 
des Kreises zum 1. Juli 2007. Ein früherer Zeitpunkt kann im gegenseiti-
gen Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien vereinbart werden. 
 
 
 

§ 2 
 

Übertragung des Inventars  
 

Die Übergabe der Medien sowie der gesamten Sachausstattung des 
Medienzentrums an die Stadt Tornesch erfolgt spätestens zu dem in §1 
genannten Zeitpunkt zunächst leihweise für die gesamte Laufzeit dieses 
Vertrages. Die genaue Anzahl der Ausstattung ergibt sich aus der Anla-
ge 1  zu diesem Vertrag. Die Medien sind in der vorhandenen Software 
verzeichnet. 
 
 
 
 
 



§ 3 
 

Räume und Personal  
 

Zur Unterbringung der Medien stellt die Stadt Tornesch unentgeltlich 
entsprechende Gebäudeflächen zur Verfügung. 
 
Alle nach dem 01. Juli 2007  anfallenden Personalkosten, die zur Erfül-
lung der Aufgaben des Medienzentrums erforderlich werden, sind vom 
neuen Träger des Medienzentrums im Rahmen des zur Verfügung ge-
stellten Budgets zu tragen. Dabei bleibt die Personalauswahl sowie die 
Personalbemessung dem neuen Träger des Medienzentrums in eigener 
Entscheidungskompetenz überlassen, beispielsweise durch den Einsatz 
bereits vorhandenen Büchereipersonals. 
 
 
 

§ 4 
 

Bewegliches Vermögen  
 
Ersatzbeschaffungen, neue Medien und sonstige Anschaffungen des 
beweglichen Vermögens des Medienzentrums (z.B. neue Beamer als 
Ausleihgeräte) werden für die Vertragsdauer vom neuen Träger im bis-
herigen Umfang aufrecht erhalten, so dass weiterhin ein aktueller Stan-
dard des Medienzentrums erhalten wird. 
 
Pro Jahr der Vertragsdauer sind deshalb für Medien ca. 8000, -- Euro 
(Verwaltungshaushalt) und für Ersatzbeschaffungen ca. 3000, -- Euro 
(Vermögenshaushalt) durch den übernehmenden Träger aufzuwenden.  
 
Diese Regelung des Vertrages tritt ab dem 1. Januar 2008 in Kraft. 

 
 
 

§ 5 
 

Förderumfang und Auszahlung  
 
Für den Betrieb des Medienzentrums und der in den §§ 3 und 4 be-
schriebenen Leistungen gewährt der Kreis der Stadt Tornesch einen 
jährlichen Zuschuss in Höhe von 20.000 Euro. 
 
Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt in einer Summe jeweils zum 15. 
Januar eines Jahres durch den Fachdienst Schule, Kultur und Sport. 
 



 
 
Für das Jahr 2007 erfolgt die Auszahlung des Zuschusses zum 
15.7.2007. 
 
Für das Jahr 2007 beträgt der Zuschuss 7000 Euro, da die notwendigen 
Personal- und Sachkosten bis einschließlich August 2007 durch den 
Kreis getragen werden. 
 
Die Kosten des Umzuges des Medienzentrums trägt der Kreis.  
 
 
 

§ 6 
 

Verwendung des Zuschusses  
 

Der Zuschuss darf nur für die in diesem Vertrag genannten Zwecke ver-
wendet werden. Er ist wirtschaftlich und sparsam einzusetzen. Die ein-
schlägigen Vergabevorschriften sind zu beachten. 
 

Die in diesem Rahmen erfolgten Anschaffungen sind dem Kreis gegen-
über einmal jährlich nach Abschluss des Haushaltsjahres bis zum 15.2. 
eines jeden Jahres durch einen vereinfachten Verwendungsnachweis zu 
belegen. 
Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Angaben mit den 
Büchern und Belegen übereinstimmen. 
 
 
 

§ 7 
 

Prüfung der Verwendung  
 

Der Fachdienst Schul-, Kultur- und Sport sowie das Rechnungsprü-
fungsamt des Kreises sind berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Ge-
schäftsunterlagen auf Anforderung einzusehen sowie die Verwendung 
des Zuschusses durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauf-
tragte prüfen zu lassen. Die Stadt Tornesch hat hierzu die erforderlichen 
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.  
 
          

 
 
 
 
 



§ 8 
 

Öffnungszeiten  
 

Die Ausleihmöglichkeiten für die Medien einschließlich eines angemes-
senen Publikumszuganges sind im bisherigen Umfang sicherzustellen. 
Die Publikumszeiten betragen mindestens 20 Stunden wöchentlich und 
müssen an drei Wochentagen mindestens bis 17.00 Uhr dauern. 
 
 
 

§ 9 
 

Inkrafttreten und Laufzeit  
 

Dieser Vertrag tritt am 01. Juli 2007 in Kraft. Die Laufzeit beträgt zu-
nächst zwei Jahre und 6 Monate. Die Laufzeit endet am 31.12.2009. Sie 
verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn nicht wenigstens ein Vertrags-
partner den Vertrag mit einer Frist von 6 Monaten zum Vertragsende 
kündigt. 

 
 
 

§ 10 
 

Sonstige Vereinbarungen  
 

Die Satzung über die Benutzung der Kreisbildstelle des Kreises Pinne-
berg ist bei einer Übernahme des Medienzentrums für den laufenden Be-
trieb sowie das Beschaffungswesen sinngemäß anzuwenden (Anlage 2). 
 
Die Nutzung der Medien ist nur gegen Vorlage eines Nutzungsauswei-
ses möglich. Für die Ausstellung und Verwaltung des Benutzerauswei-
ses ist eine einmalige Gebühr von 7,00 € von den Nutzerinnen und Nut-
zern zu entrichten. Der Ausweis ist innerhalb der Institution, für die er 
ausgestellt wurde übertragbar. Für die rechtmäßige Nutzung des Aus-
weises ist die Institution haftbar, für die der Ausweis ausgestellt wurde. 
 
Die jährlichen Ausleihzahlen werden in einer Statistik festgehalten. 
 
Andere als in diesem Vertrag getroffene Vereinbarungen zwischen den 
Parteien bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages 
bedürfen der Schriftform. 
 
 

 



 
 
 

§ 11 
 

Salvatorische Klausel  
 
Die Unwirksamkeit einer der vorstehenden Klauseln berührt die Wirk-
samkeit des Vertrages im übrigen nicht. 
 
 
 
 
 
Pinneberg, den _____________            Tornesch, den _____________ 
 
 
 
Kreis Pinneberg     Stadt Tornesch 
Der Landrat     Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Andreas Kohn     Roland Krügel 
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Fraktionsantrag 
 
Federführend: 
Bau- und Umweltamt 

Vorlage-Nr: 
Status: 
 
Datum: 
Berichterstatter: 
Erstellt von: 

VO/07/169 
öffentlich 
 
16.04.2007 
Arnold Hatje 
Peter Thormählen / Ursula 
Eßler / Claudius Oppermann 

Außenbereichssatzung "Esinger Moor" 
- Beschluss zur Aufhebung - 
Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

 Bau- und Planungsausschuss 
26.06.2007 Ratsversammlung 

 
 
A:   Sachbericht 
B:   Stellungnahme der Verwaltung 
C:   Prüfungen: 1. Umweltverträglichkeit 
   2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
D:   Finanzielle Auswirkungen 
E:   Beschlussempfehlung 
 
 
Zu A und B: Sachbericht / Stellungnahme der Verwalt ung  
 
Dringlichkeitsantrag 
Sitzung des Bauausschusses am 12.06.2006 
Außenbereichssatzung „ Esinger Moor“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Hatje, 
 
die FDP Fraktion beantragt, die Außenbereichssatzung „Esinger Moor“  auf die Tagesord-
nung der nächsten Sitzung des Bauausschusses  am 12.06.2006 zu setzen. 
 
Wir beantragen, die vom Bauausschuss am 05.09.2005 beschlossene und am 02.11.05 in 
Kraft getretene Außenbereichssatzung „Esinger Moor“ öffentlich zu widerrufen. 
 
Begründung: 
Die in der BA-Sitzung am 5.09.2006 und in der Ratsversammlung vom 25.10.06 beschlosse-
ne 
Außenbereichssatzung „Esinger Moor“ ist rechtswidrig. Es entspricht nicht den Tatsachen, 
dass mit der Außenbereichssatzung Rechtssicherheit für die betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger geschaffen wurde. Allein dies war das Ziel, das von allen Fraktionen im Fachaus-
schuss und in der Ratsversammlung betont wurde. Mit Schreiben vom 15.12.2005 wider-
sprach der Kreis Pinneberg wegen der Rechtswidrigkeit der Außenbereichssatzung. Der 
Stadt Tornesch wurde mit diesem Schreiben empfohlen, wegen des vorhandenen Rechts-
scheins die Satzung in einem öffentlichen Verfahren aufzuheben.   
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Dies ging aus der Berichterstattung des Bürgermeisters - trotz mehrfacher Nachfragen im 
Hauptausschuss – bisher nicht hervor.  
 
Betroffene Bürgerinnen und Bürger fühlten sich bereits durch die Außenbereichssatzung 
ermuntert und stellten Bauanfragen  bzw. -anträge bei der Bauaufsicht des Kreises, die ab-
lehnend beschieden werden mussten. 
 
Eine weitere Begründung erfolgt mündlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
1. Der Bauausschuss widerruft die Außenbereichsatzung „Esinger Moor“.  
2. Den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern ist der Widerruf bekannt zu machen. 
3. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Widerruf ortsüblich bekannt zu machen; 
    dabei ist auch anzugeben, wo die Begründung während der Dienststunden  
    eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

       
Peter Thormählen        Ursula Eßler 
         Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

Am 16. März fand im Innenministerium in Kiel eine Besprechung statt, bei der planungsrecht-
liche Alternativen zu einer Außenbereichssatzung besprochen wurden sowie die Satzung 
selbst. Festzuhalten bleibt: 
� Die bestehende Satzung sollte aus Sicht des Innenministeriums nicht angewendet wer-

den bzw. sollte sie aufgehoben werden. 
� Die Aufstellung von Bebauungsplänen anstelle der Außenbereichssatzung kann nördlich 

des Loheister Wegs nicht vorgenommen werden, weil nach dem Regionalplan hier die 
Grenze des Entwicklungsbereichs liegt und selbst bestandsabdeckende Planung den 
landesplanerischen Zielen widersprechen würde. Gerade aber nördlich des Loheister 
Wegs liegen die „Problemfälle“ lediglich auf Lebenszeit geduldeter Wohngebäude. 

Eine Lösung im städtischen Sinne konnte auch bei dieser Besprechung nicht entwickelt wer-
den. 
 
Verwaltungsseitig wird nun angesichts der bevorstehenden Novellierung der Landesbauord-
nung darüber nachgedacht, im Beteiligungsverfahren eine Anregung einzubringen, die die 
fiktive Genehmigung von Wohngebäuden der unmittelbaren Nachkriegszeit unter bestimm-
ten Rahmenbedingungen zum Inhalt hat. Eine solche Rahmenbedingung könnte beispiels-
weise die bauaufsichtliche Duldung über einen Zeitraum von mehreren Jahrzehnten sein. 
 
Derzeit wird der Kontakt zu Städten und Gemeinden aufgenommen, die mit der gleichen 
Problematik zu kämpfen haben, um mit einer abgestimmten Stellungnahme das größtmögli-
che Gewicht zu erreichen. 
 
Der Beschlussvorschlag der FDP-Fraktion entspricht nicht den planungsrechtlichen Termini, 
daher findet sich zu E der formal korrekte Beschlussvorschlag gleichen Inhalts. 
 

Zu C: Prüfungen  
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1. Umweltverträglichkeit 
entfällt 
 
2. Kinder- und Jugendbeteiligung 
entfällt 
 
 
Zu D: Finanzielle Auswirkungen:  
Keine 
 
 
 
 
Zu E: Beschlussempfehlung  
 
1. Der Aufstellungsbeschluss vom 06.09.2004 sowie der Satzungsbeschluss vom 
25.10.2005 zur Außenbereichssatzung „Esinger Moor“ für das Gebiet nordwestlich der Ah-
renloher Straße sowie östlich, nördlich und westlich der bebauten Ortslage des Siedlungsbe-
reichs Esinger Moor werden aufgehoben. 
 
2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Aufhebung der Außenbereichssatzung nach § 10 
Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
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